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ARBEITSLOSENVERSICHERUNG

W o l f g a n g  S c h a f t

Finanzptx)bleme der Bundesanstalt für Arbeit
Die finanziellen Perspektiven der Arbeitslosenversicherung sind prekär 

Für 1988 rechnet die Bundesanstalt für Arbeit mit einem Defizit von 4 Mrd. DM, 
das ohne entsprechende politische Beschlüsse 1989 weiter wachsen würde. Wie sind die 
zur Finanzierung der Fehlbeträge geplanten Beitragssatzerhöhungen aus Wachstums-, 

konjunktur- und arbeitsmarktpolitischer Sicht zu bewerten?
Welche Alternativen bieten sich an?

Die Finanzen der Bundesanstalt für Arbeit sind seit 
1986 wieder durch zunehnnende Haushaltsdefizite 

gekennzeichnet (vgl. Tabelle 1). Die Fehlbeträge lösten 
bisher deshalb keinen politischen Handlungsbedarf 
aus, weil sie noch aus dem bis Ende 1985 auf fast 6 Mrd. 
DM aufgelaufenen Vermögen finanziert werden kön­
nen. Diese finanziellen Reserven speisten sich aus 
Haushaltsüberschüssen in den Jahren 1984/85. Sie wa­
ren zum Teil entstanden aufgrund gesetzlicher Konsoli­
dierungsprogramme zu Beginn der achtziger Jahre, als 
es darum ging, den finanziellen Belastungen der 
sprunghaft ansteigenden Arbeitslosigkeit zu begegnen, 
die von 1 Mill. (Ende 1980) auf über 2 Mill. (Ende 1982) 
anwuchs.

Zudem hatte sich trotz anhaltend hoher Arbeitslosig­
keit die Zahl der Arbeitslosengeldempfänger von 1983 
bis 1986 von etwa 1 Mill. auf 800000 im Jahresdurch­
schnitt verringert, während gleichzeitig die Ansprüche 
an die Arbeitslosen- und Sozialhilfe infolge zunehmen­
der Langzeit- und Jugendarbeitslosigkeit stiegen; die fi­
nanziellen Lasten der Arbeitslosigkeit hatten sich damit 
spürbar von der Bundesanstalt für Arbeit auf den Bund 
(als Träger der Arbeitslosenhilfe) und die Gemeinden 
(als Träger der Sozialhilfe) verlagert. Als dritter Faktor 
hat schließlich der 1983 einsetzende konjunkturelle Auf­
schwung die finanzielle Entwicklung bei der Bundesan­
stalt für Arbeit und damit die Bildung der Überschüsse 
begünstigt: allein die Belastung mit Kurzarbei-

Wolfgang Schaft, 43, Dipl.-Volkswirt, ist Le iterder 
Forschungsgruppe Öffentliche Finanzen, Grund­
sätze der Finanzpolitik im HWWA-Institut für Wirt­
schaftsforschung-Hamburg.

tergeld verringerte sich von 3 Mrd. DM (1983) auf unter 
1 Mrd. DM (1986)1

Leistungsausweltungen

Mit dem Entstehen der Haushaltsüberschüsse wurde 
der bis dahin verfolgte Konsolidierungskurs gelockert. 
Neben einer Senkung des Beitragssatzes von 4,6%  
(1984) auf vorübergehend 4,0%  (1986) bzw. 4,3%  (ab 
1987) wurden die Leistungen der Arbeitslosenversiche­
rung wieder ausgeweitet, und zwar

□  am 1.1.1986 durch die 7. Änderung des Arbeitsförde­
rungsgesetzes (in etwa 1,4 Mrd. DM): Verlängerung der 
Bezugsdauer von Arbeitslosengeld für ältere Arbeits­
lose auf 16 bis 24 Monate, Verbesserung der Förderung 
der beruflichen Bildung und weitere Maßnahmen zur 
Verbesserung der Beschäftigungsmöglichkeiten für Ar­
beitslose;

□  am 1. 7. 1987 durch das Gesetz zur Verlängerung 
des Versicherungsschutzes bei Arbeitslosigkeit und 
Kurzarbeit (1988:1,4 Mrd. DM, 1989:2,8 Mrd. DM): u. a. 
weitere Verlängerung der Bezugsdauer von Arbeitslo­
sengeld für ältere Arbeitslose um 6 bis 8 Monate, Herab­
setzung der Vorbeschäftigungszeit für die Dauer des An­
spruchs auf Arbeitslosengeld von bisher 3:1 auf nun­
mehr 2:1, Verlängerung der Bezugsfristen von Kurzar­
beitergeld in der Stahlindustrie von 24 auf bis zu 36 Mo­
nate (befristet bis 1989);

□  am 1.1.1988 durch die 8 . Änderung des Arbeitsförde­
rungsgesetzes: u. a. Lohnkostenzuschüsse für ältere 
längerfristig Arbeitslose, Hilfen bei Existenzgründungen 
von Arbeitslosen, Verschiebung von Aufgaben (insbe-

’ Vgl Deutsche Bundesbank: Die Finanzentwicklung der Bundesan­
stalt für Arbeitseft 1981, in: Monatsberichte der Deutschen Burvjesbank, 
März 1986. S. 25 ff
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ARBEITSLOSENVERSICHERUNG

sondere: Förderung der Berufsausbildung von benach­
teiligten Jugendlichen, Sprachförderung von Aussied­
lern, Asylberechtigten und Flüchtlingen) vom Bund auf 
die Bundesanstalt für Arbeit (1988 in etwa 1 Mrd. DM).

Die Ausweitung der Leistungen der Bundesanstalt für 
Arbeit hat sich im Haushalt 1987 mit einem Ausgabenzu­
wachs von 13% niedergeschlagen. Dazu haben insbe­
sondere die Ausgaben zur Förderung der beruflichen 
Bildung (+ 25% ), für Arbeitslosengeld (+ 9% ), für Kurz- 
arbeitergeid (+41 %), für Maßnahmen zur Arbeitsbe­
schaffung (+ 20% ) und für Rehabilitation (+15% ) bei­
getragen. Diese Ausgabenexpansion hat sich im 1. 
Quartal 1988 (in einigen Bereichen sogar unvermindert) 
fortgesetzt; die Gesamtausgaben stiegen um fast 16 %.

Die weitere Entwicklung

Die vorliegende Vorausschätzung der Einnahmen 
und Ausgaben der Arbeitslosenversicherung für 1988 
und 1989 basiert auf den konjunkturellen Eckwerten, die 
die Wirtschaftsforschungsinstitute in ihrer letzten Früh­
jahrsprognose für die Wirtschaftsentwicklung in diesem 
und im kommenden Jahr zugrunde gelegt haben^. Da­
nach wird das reale Bruttosozialprodukt 1988 um 2%  
und 1989 um 1V4% zunehmen. Der Anstieg der Brutto­
lohn- und Gehaltssumme wird sich auf 3V2% (1988) und 
3%  (1989) abschwächen, und die Zahl der Arbeitslosen 
wird bis auf 2,3 Millionen im Jahresdurchschnitt 1989 an- 
steigen (vgl. Tabelle 2).

In diesem Jahr werden die Gesamtausgaben der 
Bundesanstalt für Arbeit mit 13,5% sogar noch etwas 
stärker zunehmen als 1987. Dieses ist im wesentlichen 
die Folge der oben erwähnten gesetzlichen Änderun­
gen, die 1988 zu zusätzlichen Ausgaben führen. Für Ar­
beitslosengeld muß die Bundesanstalt gut 2 Mrd. DM 
mehr aufwenden. Die Ausweitung der Anspruchsbe­
rechtigung für Arbeitslosengeld führt dazu, daß sich der 
Anteil der Empfänger von Arbeitslosengeld an den Ar­
beitslosen insgesamt von 37,4 % im Jahresdurchschnitt 
1987 auf etwa 41 % weiter erhöhen wird, während sich 
gleichzeitig die entsprechende Empfängerquote bei der 
Arbeitslosenhilfe von 26 % auf 23V2 % weiter verringert. 
Damit wird einer Entwicklung entgegengesteuert, die 
bis 1986 dazu geführt hatte, daß infolge zunehmender 
Dauerarbeitslosigkeit ein wachsender Teil der Arbeitslo­
sen Anspruch auf Arbeitslosengeld verlor (1981: 55% , 
1986: 36% ) und in die Kategorie der vom Bund finan­
zierten Arbeitslosenhilfe fiel (1981:13%, 1986; 27 %).

Die Ausgaben für die Förderung der beruflichen Bil­
dung werden 1988 um gut 1 Mrd. DM zunehmen, davon 
entfallen 500 Mill. DM auf die Förderung der Berufsaus­
bildung benachteiligter Auszubildender, eine Aufgabe, 
die bisher aus dem Bundeshaushalt finanziert wurde. 
Auch die Ausgaben für Rehabilitation sowie für Arbeits­
beschaffungsmaßnahmen dürften sich weiterhin mit 
zweistelligen Zuwachsraten ausweiten. Die Ausgaben 
für Kurzarbeitergeld dagegen werden aufgrund niedri­
gerer Kurzarbeiterzahlen in diesem Jahr zurückgehen.

Da sich die Einnahmen der Bundesanstalt für Arbeit -  
bei unverändertem Beitragssatz und abgeschwächt 
steigender gesamtwirtschaftlicher Lohnsumme -  nur 
um 3V2 % erhöhen werden, muß in diesem Jahr mit einer 
Zunahme des Defizits um etwa 3Vz Mrd. DM auf 5 Mrd. 
DM gerechnet werden. Das ist etwa 1 Mrd. DM mehr, als 
im Haushaltsplan 1988 veranschlagt wurde. Allerdings 
lagen den Haushaltsberechnungen der Bundesanstalt 
für Arbeit für 1988 mit einem realen Wirtschaftswachs­
tum von 2 V2% und einer Beschäftigtenzunahme von 
0,8 % die zu optimistischen und überholten Annahmen 
der Bundesregierung vom Mai 1987 zugrunde.

Deckungsmöglichkeiten

Die zum Jahresende 1987 noch vorhanden gewese­
nen finanziellen Reserven der Arbeitslosenversiche­
rung in Höhe von 4 Mrd. DM haben sich Ende März 1988 
schon auf 1,3 Mrd. DM verringert. In den folgenden Mo­
naten dieses Jahres wird der Bund somit -  früher als er­
wartet -  in die Zuschußpflicht genommen werden, und 
zwar in Höhe von rund 1 Mrd. DM.

Für 1989 wird unter den obigen Annahmen erwartet, 
daß sich das Defizit der Bundesanstalt für Arbeit auf un­
gefähr 6V2 Mrd. DM weiter erhöht. Das setzt allerdings 
voraus, daß sich die bisherige Ausgabenexpansion 
deutlich abschwächt, anderenfalls dürfte das Defizit 
noch höher ausfallen. Bisherige Schätzungen aus der 
Bundesanstalt für Arbeit gingen noch von einem Minus 
von 5 Mrd. DM aus. Sie haben im Bundesarbeitsministe­
rium Vorbereitungen für eine 9. Novelle des Arbeitsför­
derungsgesetzes in Gang gesetzt, in deren Rahmen 
auch eine Erhöhung des Beitragssatzes zur Arbeitslo­
senversicherung zu Beginn des Jahres 1989 vorgese­
hen ist^.

Eine Beitragssatzerhöhung um einen Prozentpunkt 
bringt etwa 8 Mrd. DM. Zur Deckung eines Defizits in 
Höhe von 6V2 Mrd. DM wäre eine Erhöhung des derzeiti­
gen Beitragssatzes von 4,3%  auf 5,1% notwendig.

 ̂ Vg!. Art>eitsgemeinschaf1 deutscher wirlschatlswissenschaftticher 
Forschungsinstitute e. V: Die Lage der Weltwirtschaft und der westdeut­
schen Wirtschaft im Frühjahr 1988, Kiel, 29, April 1988.

•’  Vgl, Frankfurter Rundschau vom 19,5,1988: Arbeitslosenbeitrag bald 
höher?
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Tabelle 1
Einnahmen und Ausgaben der Bundesanstalt für Arbeit

Einnahmen
Beitragsaufkommen 
Sonstige Einnahmen 

Insgesamt

Ausgaben
Förderung der beruflichen 
Bildung
Leistungen zur Rehabilitation 
Kurzarbeitergeld 
Maßnahmen zur Arbeitsbe­
schaffung
Förderung d. ganzjährigen 
Beschäftigung in der 
Bauwirtschaft
Arbeitslosengeld
Konkursausfallgeld
Verwaltungsausgaben
Sonstige Ausgaben

Insgesamt

Finanzierungssaldo

Nachrichtlich;
Beitragssatz zur Arbeitslosen­
versicherung in %
Vermögen zum Ende des Jahres 
in Mrd. DM

3,67
t,89
1,79

1,61
14,14
0,53
3,54
0,69

29,64

in Mrd. DM

30.45 29,49
2,36 2,55

32,80 32.04

4,01
1,90
1,23

1,76 2,22

1,44
14,09
0,56
3,68
0,62

29,74

29,12
2,53

31,65

5,05
2,13
0,88

2,79

1,35
14.05
0,53
4,11
0,98

31,86

f3,16 +2,31 -0,21

4,6 4,1^

3,56 5,82

4.0

5,51

32,27
2,31

34,57

6,31
2,45
1.24

3,34

1.24 
15,29
0,49
4,42
1,18

35,96

-1,39

4,3

4.13

33,5
2,3

35,8

7.5
2.6 
1,1

4.0

1.0 

17,6
0,4
4.7
1.8 

40,9

-5,1

4,3

0

34.5
2.3

36,8

8,0
2,9
1.3

4.3

1,2

18.1
0,4
5.0
2.0 

43,2

- - 6,4

4,3

0

Veränderung gegenüber dem Vorjahr (in %)

1984 1985 1986 1987 1988« 1989®

6.2 ™3,1 -1,3 10,8 4 3
-0.4 8,2 -1,0 -8.7 -2,5 2

5.7 -2.3 -1,2 9,2 3,5 3

5,1 9.1 26,0 24,9 19 7
0.1 0,7 12,1 15.0 12 5

^ 1 ,7 -31,5 -28,3 40,9 -11 16

43,6 25,7 25,9 19,7 18 10

3,4 -10,6 -6,6 -8.0 -19 20
-17,3 ■0,4 -0,3 8,9 15 3

14,6 4,7 -5,4 -7,8 ^10
3,6 3.9 11,5 7,7 6 5,5

68.2 -11,3 59.1 20.3 56 10
-9,2 0.3 7,1 12,9 13,5 6

® Vorausschätzung, gerundet. Rundungsdifferenzen.  ̂ Ab 1. 1.; 4,4%, ab 1. 7 ; 4,1 %. 
Q u e l l e ;  Bundesanstalt für Arbeit und eigene Schätzungen.

Alternativ (oder ergänzend) zur Beitragsfinanzierung 
kämen auch ein Zuschuß aus dem Bundeshaushalt (wie 
zuletzt in den Jahren 1980 bis 1983) und Ausgabenkür­
zungen, d. h. Leistungseinschränkungen, in Frage. Wie 
sind diese Alternativen zu bewerten?

Beiträge und Bundeszuschuß

Aus konjunktureller Sicht wären die mit einer Beitrags­
satzerhöhung verbundenen restriktiven Nachfragewir­
kungen sicherlich negativ zu beurteilen. Die von den 
Wirtschaftsforschungsinstituten in ihrer Frühjahrspro­
gnose unterstellte Beitragssatzanhebung um etwa 0,6 
Prozentpunkte ist denn auch einer von mehreren Be­
stimmungsfaktoren, die zu einer Abschwächung des 
realen Wirtschaftswachstums beitragen. Auch aus 
Wachstums- und beschäftigungspolitischer Sicht er­
scheint eine Beitragssatzerhöhung fragwürdig, sie führt 
über höhere Arbeitgeberanteile zu steigenden Lohn­
kosten und konterkariert die Chancen, über gemäßigte 
Tariflohnabschlüsse ein Mehr an Beschäftigung zu errei­
chen. Insbesondere vor dem Hintergrund der in den ver­

gangenen Jahren stark gestiegenen gesamten Sozial­
beitragsbelastung (1980: 32,4% , Ende 1987: 35,7% ) 
sollte ein weiterer Anstieg vermieden werden, zumal da­
durch auch die erwarteten positiven Wirkungen der ge­
planten Steuersenkung 1990 teilweise wieder aufgeho­
ben werden.

Auch ein Bundeszuschuß ist nicht minder problema­
tisch, insbesondere dann, wenn er zu Steuererhöhun­
gen (z. B. bei den indirekten Steuern) oder zu steigen­
der Staatsverschuldung führt. In dem einen Fall ergä­
ben sich konjunkturdämpfende Effekte -  bei angenom­
mener Überwälzung -  durch steigende Preise; im ande­
ren Fall bestände bei erhöhter staatlicher Inanspruch­
nahme des Kapitalmarktes die Gefahr einer Verdrän­
gung privater Investitionen durch ein höheres Zins­
niveau.

Ein über höhere Steuern finanzierter Bundeszuschuß 
unterscheidet sich allerdings von der Beitragssatzanhe­
bung auch darin, daß letztere nur Arbeitgeber und be­
schäftigte Arbeitnehmer belastet, während ersterer von 
allen Steuerzahlern, also auch z. B. von Rentnern, Ar-
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Tabelle 2 
Arbeitsmarktpolitische Eckwerte

1984 1985 1986

ARBEITSLOSENVERSICHERUNG

Bruttolohn- und Gehaltssumme, Zuwachsrate 
Beschäftigte, Zuwachsrate 
Arbeitslose in Tsd-'
Kurzart)eiterinTsd-'
Empfängerquolen^:

Arbeitslosengeld
Arbeitslosenhilfe
Insgesamt

3,2
0,2

2266
384

3,8
0,8

2304
235

5.0
1.1 

2228
197

1987

3,8
0,8

2229
278

1988“

3,5
0,4

2275
250

1989“

3
0,3

2300
300

37,9 36,3 35,9 37,4 41 41
26,4 26,8 27,0 25,9 23,5 23,5
64,3 63,1 62,9 63,3 65 65

' Jahresdurchschnitt.  ̂ Anteil der Empfänger von Arbeitslosengeld bzw. -hilfe an den Arbeitslosen in %. * Vorausschätzung, gerundet. 
Q u e l l e n :  Bundesanstalt für Arbeit, Frühjahrsprognose der Wirtschaftsforschungsinstitute April 1988 und eigene Schätzungen.

beitslosen und beamteten Arbeitnehmern finanziert 
wird. Die zusätzlicfie Belastung des Bundeshaushalts 
durch einen Zuschuß an Nürnberg ließe sich allerdings 
auch durch Kürzungen an anderer Stelle auffangen. Bei­
spielsweise könnte der im Rahmen der Steuerreform 
1990 beschlossene, nur halbherzige Subventionsab­
bau -  insbesondere mit Blick auf die bisher unangeta­
steten Finanzhilfen -  energischer fortgesetzt werden,

f\/lit der Einführung der Quellensteuer und den Plänen 
zur Erhöhung der indirekten Steuern zeichnet sich für 
1989 ein restriktiver finanzpolitischer Kurs ab. Er würde 
sich durch eine Anhebung des Beitragssatzes zur Ar­
beitslosenversicherung noch verschärfen. Die Gefah­
ren, die von höheren Abgaben oder Steuern und den da­
mit verbundenen Entzugseffekten auf die Konjunktur 
ausgehen, sind gegenwärtig höher einzuschätzen als 
die negativen Wirkungen eines kreditfinanzierten Bun­
deszuschusses an die Arbeitslosenversicherung,

Ausgabenkürzungen

Ausgaben- bzw, Leistungseinschränkungen setzen 
die Beantwortung der Frage voraus, mit welchen geeig­
neten Mitteln der Staat der unverändert hohen Arbeitslo­
sigkeit überhaupt begegnen kann. Die gegenwärtige, 
überwiegend strukturelle Arbeitslosigkeit erfordert in er­
ster Linie strukturelle Anpassungsmaßnahmen, Der 
hohe Anteil der Arbeitslosen ohne Ausbildung (circa 
50% ) und die zunehmende Dauer der Arbeitslosigkeit 
(heute sind ein Drittel aller Arbeitslosen im Durchschnitt 
länger als 1 Jahr ohne Beschäftigung, 1980 waren es 
nur 13%) sowie der steigende Fachkräftebedarf der 
Wirtschaft -  mancherorts ist schon von Facharbeiter­
mangel die Rede -  deuten darauf hin, daß Qualifizie­
rungsmaßnahmen notwendig sind.

Die Ausgestaltung der bisherigen Qualifizierungs­
maßnahmen läßt jedoch Zweifel an ihrer Wirksamkeit 
aufkommen. Die von der Arbeitsverwaltung finanzierten

Bildungsmaßnahmen gehen vielfach an den Anforde­
rungen der Betriebe vorbei“*. Die von der Bundesanstalt 
für Arbeit in den letzten Jahren stark ausgeweiteten 
ABM-Mittel, die 1988 voraussichtlich 4 Mrd, DM errei­
chen werden, sind dagegen ein Beispiel für ein Kurieren 
am Symptom. Mit diesem zweiten Arbeits-„markt“ wird 
zudem die Wettbewerbsfähigkeit bestehender Arbeits­
plätze, insbesondere im Mittelstand, gefährdet,

Fazit

Bei der Abwägung der Alternativen zur Deckung von 
Haushaltsdefiziten bei der Bundesanstalt für Arbeit 
sollte zunächst einmal grundsätzlich entschieden wer­
den, ob und in welchem Umfang Aufgaben durch Steu­
ern oder durch Beiträge finanziert werden sollen. Die Ar­
beitslosenversicherung hat sich durch eine Ausweitung 
ihrer Aufgaben in Richtung einer „aktiven“ Arbeitsmarkt­
politik mehr und mehr von dem Äquivalenzprinzip, d. h. 
dem Prinzip beitragsbezogener Leistungen entfernt.

Einer Stärkung bzw. Wiederherstellung dieses Äqui­
valenzprinzips würde entsprechen, wenn versiche­
rungsfremde Leistungen über Steuern (bzw. steuerfi­
nanzierten Bundeszuschuß) und damit nach dem Prin­
zip der Leistungsfähigkeit aller Bürger finanziert wer­
den®. Bei einer solchen Mischfinanzierung der Bundes­
anstalt für Arbeit (z. B, über einen regelgebundenen 
Bundeszuschuß®) könnte eine drastische Beitragssatz­
erhöhung vermieden werden. Die Finanzierung sinnvol­
ler arbeitsmarkt- und beschäftigungspolitischer Maß­
nahmen, die gerade bei hoher Arbeitslosigkeit notwen­
dig sein dürften, wäre dann zumindest nicht mehr von 
der angespannten Kassenlage bei der Nürnberger Bun­
desanstalt abhängig.

Vgl. „Weiterbildung: Vergeudete Milliarden“ , in: Wirtschaftswoche, 
42. Jg,, 1988, Nr, 42, S. 50 ff.

® Vgl, G, S c h m i d : Steuer- oder Beitragsfinanzierung der Arbeits- 
marktpolitili, in: WIRTSCHAFTSDIENST, 66. Jg. (1986), H. 3, S, 141 tf.

® Vgl, ebenda.
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